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Weiterverbreitung einer von einem Mitgliedstaat (Portugal) empfangenen ausführlichen Stellungnahme (Artikel 6 Absatz
2 zweiter Gedankenstrich der Richtlinie (EU) 2015/1535). Diese ausführliche Stellungnahme verlängert die Stillhaltefrist
bis zum 23-12-2025.

Detailed opinion - Avis circonstancié - Ausführliche Stellungnahme - Подробно становище - Podrobné stanovisko -
Udførlig udtalelse - Εμπεριστατωμένη γνώμη - Dictamen circunstanciado - Üksikasjalik arvamus - Yksityiskohtainen
lausunto - Detaljno mišljenje - Részletes vélemény - Parere circostanziato - Išsamiai išdėstyta nuomonė - Sīki izstrādāts
atzinums - Opinjoni dettaljata - Uitvoerig gemotiveerde mening - Opinia szczegółowa - Parecer circunstanciado - Aviz
detaliat - Podrobné stanovisko - Podrobno mnenje - Detaljerat yttrande

Extends the time limit of the status quo until 23-12-2025. - Prolonge le délai de statu quo jusqu'au 23-12-2025.- Die
Laufzeit des Status quo wird verlängert bis 23-12-2025.- Удължаване на крайния срок на статуквото до 23-12-2025. -
Prodlužuje lhůtu současného stavu do 23-12-2025. - Fristen for status quo forlænges til 23-12-2025. - Παρατείνει την
προθεσμία του status quo 23-12-2025. - Amplía el plazo de statu quo hasta 23-12-2025. - Praeguse olukorra tähtaega
pikendatakse kuni 23-12-2025. - Jatkaa status quon määräaikaa 23-12-2025 asti. - Produžuje se vremensko ograničenje
statusa quo do 23-12-2025. - Meghosszabbítja a korábbi állapot határidejét 23-12-2025-ig. - Proroga il termine dello
status quo fino al 23-12-2025. - Status quo terminas pratęsiamas iki 23-12-2025. - Pagarina “status quo” laika periodu
līdz 23-12-2025. - Jestendi t-terminu tal-istatus quo sa 23-12-2025. - De status-quoperiode wordt verlengd tot
23-12-2025. - Przedłużenie status quo do 23-12-2025. - Prolonga o prazo do statu quo até 23-12-2025. - Prelungește
termenul status quo-ului până la 23-12-2025. - Predlžuje sa lehota súčasného stavu do 23-12-2025. - Podaljša rok
nespremenjenega stanja do 23-12-2025. - Förlänger tiden för status quo fram till 23-12-2025.

The Commission received this detailed opinion on the 23-09-2025. - La Commission a reçu cet avis circonstancié le
23-09-2025. - Die Kommission hat diese ausführliche Stellungnahme am 23-09-2025 empfangen. - Комисията получи
настоящото подробно становище относно 23-09-2025. - Komise obdržela toto podrobné stanovisko dne 23-09-2025. -
Kommissionen modtog denne udførlige udtalelse den 23-09-2025. - Η Επιτροπή έλαβε αυτή την εμπεριστατωμένη γνώμη
στις 23-09-2025. - La Comisión recibió el dictamen circunstanciado el 23-09-2025. - Komisjon sai üksikasjaliku arvamuse
23-09-2025. - Komissio sai tämän yksityiskohtaisen lausunnon 23-09-2025. - Komisija je zaprimila ovo detaljno mišljenje
dana 23-09-2025. - A Bizottság 23-09-2025-án/-én kapta meg ezt a részletes véleményt. - La Commissione ha ricevuto il
parere circostanziato il 23-09-2025. - Komisija gavo šią išsamiai išdėstytą nuomonę 23-09-2025. - Komisija saņēma šo sīki
izstrādāto atzinumu 23-09-2025. - Il-Kummissjoni rċeviet din l-opinjoni dettaljata dwar il-23-09-2025. - De Commissie
heeft deze uitvoerig gemotiveerde mening op 23-09-2025 ontvangen. - Komisja otrzymała tę opinię szczegółową w dniu
23-09-2025. - A Comissão recebeu o presente parecer circunstanciado em 23-09-2025. - Comisia a primit avizul detaliat
privind 23-09-2025. - Komisia dostala toto podrobné stanovisko dňa 23-09-2025. - Komisija je to podrobno mnenje prejela
dne 23-09-2025. - Kommissionen mottog detta detaljerade yttrande om 23-09-2025. - Fuair an Coimisiún an tuairim
mhionsonraithe sin maidir le 23-09-2025.
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4. 2025/0311/ES - X40M - Kennzeichnung und Werbung

5. Artikel 6 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich der Richtlinie (EU) 2015/1535

6. AUSFÜHRLICHE STELLUNGNAHME PORTUGALS ZUR NOTIFIZIERUNG TRIS 2025/0311/ES

Im Zusammenhang mit der Notifizierung TRIS 2025/0311/ES hat das Königreich Spanien der Europäischen Kommission
und den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) den Entwurf eines Königlichen Dekrets zur Regelung der
zugänglichen Kennzeichnung von Verbraucherprodukten, mit dem Kennzeichnungen geregelt werden sollen, die die
allgemeine Zugänglichkeit von Verbraucherprodukten und Erzeugnissen gewährleisten, die für den Schutz der Sicherheit,
Integrität und Lebensqualität von Menschen mit Behinderungen, insbesondere sehbehinderten Menschen, als
schutzbedürftige Verbraucher von besonderer Bedeutung sind. Diese Kennzeichnung gilt für die im Anhang des
Legislativvorschlags aufgeführten Verbraucherprodukte und Erzeugnisse, die in Spanien vermarktet werden und für die
Sicherheit, Unversehrtheit und Lebensqualität von Menschen mit Behinderungen von besonderer Bedeutung sind,
insbesondere für kosmetische Produkte und Lebensmittel, und wird innerhalb von zwei Jahren für alle
Wirtschaftsteilnehmer eingeführt, die ihre Produkte in Spanien vermarkten und vertreiben wollen.

Ausgenommen vom Anwendungsbereich sind Produkte, die ausschließlich für die industrielle oder gewerbliche
Verwendung bestimmt sind, sowie der Verkauf von Massenprodukten, Produkten ohne Verpackung oder von Produkten,
die am Verkaufsort oder auf Wunsch des Kunden verpackt werden.

In dem Legislativvorschlag heißt es, dass er mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im Einklang steht, da er die
Aspekte regelt, die zur Festlegung der für die zugängliche Kennzeichnung geltenden rechtlichen Regelung erforderlich
sind, und im Einklang mit den Bestimmungen der Verordnung (EU) 2025/40 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 19. Dezember 2024 über Verpackungen und Verpackungsabfälle, zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/1020 und
der Richtlinie (EU) 2019/904 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 94/62/EG steht. Er bestätigt auch die Einhaltung des
Grundsatzes der Effizienz, da seine Anwendung keinen Verwaltungsaufwand verursacht und zu einer rationellen
Verwaltung der vorhandenen öffentlichen Mittel beiträgt, sowie des Grundsatzes der Transparenz, da die verfolgten Ziele
klar benannt und erläutert werden und die festgelegten Verpflichtungen den Herstellerunternehmen und ihren Händlern
obliegen, wenn sie ihre Produkte in Verkehr bringen. Die einführenden Unternehmen dürfen nur Produkte in Verkehr
bringen, die gemäß den Bestimmungen des spanischen Legislativvorschlags gekennzeichnet sind. Die
Vertriebsunternehmen werden daran gehindert, Produkte in Verkehr zu bringen, solange sie nicht den Vorschriften für die
zugängliche Kennzeichnung entsprechen, und haben die zuständigen Behörden unverzüglich über jeden Verdacht auf
Nichtkonformität und die zur Einhaltung der Vorschriften ergriffenen Abhilfemaßnahmen zu unterrichten.

Der spanische Legislativvorschlag definiert den Begriff der zugänglichen Verpackung als die Wörter, Angaben, Marken,
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Muster oder Zeichen, die sich auf eine Ware oder ein Erzeugnis beziehen und auf einer Verpackung oder einem Etikett
erscheinen, die diese Ware oder dieses Erzeugnis begleiten oder sich darauf beziehen, und die es Menschen mit
Behinderungen, insbesondere solchen mit Sehbehinderung, ermöglichen, in klarer und verständlicher Weise wahre,
wirksame und ausreichende Informationen über ihre wesentlichen Merkmale zu erhalten.

Zugängliche Verpackungen müssen das Braille-System, einen Schnellreaktionscode (QR-Code) oder ein anderes
ähnliches System, das mit einer taktilen Markierung versehen ist, um den Standort des Schnellreaktionscodes oder -
systems zu identifizieren, oder Elemente, die mit der kognitiven Zugänglichkeit oder dem Zugang zu Informationen und
Kommunikation zusammenhängen, sowie jedes andere System oder Element, das die universelle Zugänglichkeit durch
technische Mittel gewährleistet, verwendet.

Die verschiedenen Zugänglichkeitsformeln auf der Kennzeichnung können gleichzeitig auf ein und dasselbe Produkt
angewandt werden und müssen mindestens in spanischer Sprache erscheinen.

Die Kennzeichnung der Zugänglichkeit muss in klarer und verständlicher Weise zumindest die folgenden Informationen
über die den Verbrauchern zur Verfügung gestellten Waren und Erzeugnisse enthalten, begleiten oder letztlich
ermöglichen, sofern sie auch in der Standardkennzeichnung enthalten sind:

a) Produktname und Handelsname.

b) Name und vollständige Anschrift des für Lebensmittel verantwortlichen Betriebsunternehmens und in allen anderen
Fällen der vollständige Name und die vollständige Anschrift des produzierenden Unternehmens sowie Kontaktdaten;

c) Produktkategorie, Zusammensetzung und Verwendungszweck, sofern zutreffend;

d) Qualität und Menge;

e) Herstellungs-/Liefer- und Chargendatum, sofern gesetzlich vorgeschrieben, empfohlener Verwendungs- oder
Verbrauchszeitraum oder Verfallsdatum;

f) Anweisungen bzw. Hinweise für die korrekte Verwendung bzw. den sicheren Konsum sowie die korrekte nachhaltige
Bewirtschaftung der Abfälle, Warnhinweise sowie absehbare Risiken;

g) Informationen über Kundenunterstützungs- und -informationsdienste sowie Beschwerde- und Anspruchsverfahren;

h) Informationen über Allergene oder Unverträglichkeiten und Nährwertinformationen;

Ebenso müssen Verbrauchsgüter, die in den Anwendungsbereich dieses Legislativvorschlags fallen und deren größte
Verpackungsfläche mindestens 10x1 cm beträgt, die nachstehend aufgeführten Informationen in das Braille-System
aufnehmen:

a) Handelsname des Produkts;

b) Bei Produkten, die eine Gefahr für die Gesundheit darstellen und nicht den taktilen Gefahrenhinweis, enthalten
müssen, müssen sie als Entlastung einen Quadratsatz an einer Stelle enthalten;

(c) Bei den in Buchstabe d des Anhangs genannten Erzeugnissen die Zutat oder der Verarbeitungshilfsstoff, der Allergien
oder Unverträglichkeiten verursacht. Lässt die größte Oberfläche der Verpackung ihre Aufnahme nicht zu, so können sie
durch die Angabe „a/i“ ersetzt werden;

Der Legislativvorschlag sieht u. a. vor, dass die Verpackungen, wenn die Informationen nicht in Braille-Schrift oder mittels
Schnellreaktionscode (QR-Code) oder anderen ähnlichen Systemen bereitgestellt wird, mit einem Tastzeichen zur
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Kennzeichnung des Standorts der Information versehen werden müssen, in Form eines 90-Grad-Winkels, der aus zwei
durchgehenden, erhabenen Linien mit einer Länge von jeweils 5-6 mm. Die Linien müssen eine Dicke von 1–2 mm und
eine Höhe haben, die der Höhe der auf dem Rest der Verpackung verwendeten Braille-Schrift entspricht. Der Code muss
sich stets innerhalb des Winkels befinden. Die taktile Markierung darf nicht über den Code gestellt werden. Der Zugriff
auf diese Informationen darf unter keinen Umständen eine Identifizierung, eine Datenverarbeitung oder irgendeinen
Aufwand für den Verbraucher erfordern.

Ähnlich, erstreckt sich bei Produkten, die mit einer zusätzlichen äußeren Verpackung oder einer gegenüber der
Produkteinheit oder der Primärverpackung sekundären Verpackung angeboten werden, die Anforderung einer
Kennzeichnung der Zugänglichkeit im Braille-System und in anderen zugänglichen Systemen nur auf die Verpackung, in
der das Produkt den Verbrauchern zur Verfügung gestellt wird.

Die neue Kennzeichnung in Braille-Schrift gilt für kosmetische Mittel, gefährliche Stoffe und Gemische sowie
Lebensmittel. In diesem Zusammenhang wird der Regierung eine Frist von einem Jahr ab Inkrafttreten des Königlichen
Dekrets vorgeschlagen, um Vorschriften für die Kennzeichnung in Braille-Schrift oder in anderen Formaten auszuarbeiten,
die die allgemeine Zugänglichkeit von Verbraucherprodukten und Erzeugnissen gewährleisten, die für den Schutz der
Sicherheit, der Unversehrtheit und der Lebensqualität, insbesondere von blinden und sehbehinderten Personen als
schutzbedürftigen Verbrauchern, von besonderer Bedeutung sind, sowie eine Frist von zwei Jahren für die weitere
Vermarktung von Produkten, die bereits vor Inkrafttreten des Dekrets gekennzeichnet wurden. Nach Ablauf dieser Frist
wird es erforderlich sein, die Kennzeichnung anzupassen oder zusätzliche Kennzeichnungen anzubringen, um die
Einhaltung der Anforderungen an die Zugänglichkeit zu gewährleisten.

VERSTOSS GEGEN DIE GRUNDSÄTZE DER VERTRÄGE

Gemäß Artikel 26 AEUV erlässt die Union Maßnahmen zur Verwirklichung des Binnenmarkts, der einen Raum ohne
Binnengrenzen umfasst und in dem der freie Warenverkehr gemäß den Bestimmungen der Verträge gewährleistet ist.
Darin ist der Grundsatz des freien Warenverkehrs verankert, einer der Eckpfeiler des EU-Binnenmarktes, nach dem
ungerechtfertigte Beschränkungen des Handels zwischen den Mitgliedstaaten nicht zulässig sind. Erreicht wird dies durch
das Verbot mengenmäßiger Einfuhr- und Ausfuhrbeschränkungen und die Beseitigung nichttarifärer Handelshemmnisse
durch die Harmonisierung abweichender nationaler Rechtsvorschriften, indem gemeinsame Regeln vereinbart werden,
um den freien Warenverkehr zu gewährleisten.

Die Anwendung der Ausnahmeregelung nach Artikel 36 AEUV setzt nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der
Europäischen Union (EuGH) voraus, dass sie nur in strikten Fällen des Schutzes der öffentlichen Gesundheit angewandt
werden darf, und es obliegt dem Mitgliedstaat, der sich darauf beruft, im Einzelfall nachzuweisen, dass die
vorgeschlagenen Beschränkungen gerechtfertigt, d. h. zur Erreichung dieses Ziels erforderlich, und verhältnismäßig sind,
d. h. dass es keine weniger restriktiven Maßnahmen gibt, um diese Ziele zu erreichen, und dass diese Maßnahmen nicht
über das hinausgehen, was zur Erreichung dieser Ziele unbedingt erforderlich ist.

Die Zulässigkeit nationaler Beschränkungen auf der Grundlage der Verträge hängt von materiellen und formalen
Voraussetzungen ab, einschließlich der öffentlichen Gesundheit (Artikel 36 AEUV), die es ermöglichen, die nationale
Beschränkung der Freizügigkeit durch den Schutz nichtwirtschaftlicher Güter von allgemeinem Interesse zu rechtfertigen,
wie etwa des Verbraucherschutzes.

Dies ermöglicht es einem Mitgliedstaat, zum Schutz der Rechtsinteressen, insbesondere der in Artikel 36 AEUV
genannten, einseitige Maßnahmen zur Beschränkung des freien Warenverkehrs zu erlassen.

Die Grundlage für die Anwendung von Artikel 36 AEUV durch die Mitgliedstaaten setzt voraus, dass die zu erlassenden
Maßnahmen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen und kein Mittel zur willkürlichen oder verschleierten
Diskriminierung im Handel zwischen den Mitgliedstaaten darstellen dürfen. Als solche setzt eine nach Artikel 36 AEUV als
gerechtfertigt anzusehende Maßnahme voraus, dass die gewählten Mittel auf das zur Erreichung des beabsichtigten Ziels
unbedingt erforderliche Maß beschränkt sind und in einem angemessenen Verhältnis zu diesem Ziel stehen müssen.



EUROPEAN COMMISSION
Directorate-General for Internal Market, Industry, Entrepreneurship and SMEs
Single Market Enforcement
Notification of Regulatory Barriers

Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) erkennt an, dass Maßnahmen, die mengenmäßige Beschränkungen
darstellen, aus Gründen des Schutzes der Gesundheit und des Lebens von Menschen als gerechtfertigt angesehen
werden können, soweit eine Beschränkung gerechtfertigt, notwendig und verhältnismäßig ist, um das verfolgte rechtliche
Interesse wirksam zu schützen. Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit und Erforderlichkeit der vorgeschlagenen
Maßnahmen umfasst eine Analyse der tatsächlichen und rechtlichen Umstände, so dass gesundheitliche Bedenken eine
Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige Beschränkung im Sinne von Artikel 34 AEUV rechtfertigen
können. Es ist erforderlich, dass eine solche Maßnahme weder ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung noch eine
verschleierte Beschränkung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten darstellt, wie es Artikel 36 AEUV vorschreibt.

VERSTOSS GEGEN DIE VORSCHRIFTEN DES EUROPÄISCHEN SEKUNDÄRRECHTS

In Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2025/40 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Dezember 2024
heißt es: Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen von Verpackungen, die die Nachhaltigkeits-, Kennzeichnungs-
und Informationsanforderungen, die in den Artikeln 5 bis 12 dieser Verordnung oder gemäß ihnen festgelegt sind,
erfüllen, nicht verbieten, einschränken oder behindern. Wenn sich die Mitgliedstaaten dafür entscheiden, nationale
Nachhaltigkeitsanforderungen oder Informationsanforderungen beizubehalten oder einzuführen, die über die in dieser
Verordnung festgelegten Anforderungen hinausgehen, so dürfen diese Anforderungen nicht im Widerspruch zu den in
dieser Verordnung festgelegten Anforderungen stehen, und die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen von
Verpackungen, die dieser Verordnung entsprechen, nicht aufgrund der Nichteinhaltung dieser nationalen Anforderungen
verbieten, einschränken oder behindern.

Obwohl Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2025/40 vorsieht, dass die Etikettierung bis zum 12. August 2028
bestimmte Anforderungen erfüllen muss, wie z. B. das Anbringen von Elementen auf der Verpackung von Waren, die für
Menschen mit Behinderungen zugänglich sind, schaffen die Bestimmungen des spanischen Königlichen Dekrets, indem
sie die Anwendung dieser Vorschriften im Binnenmarkt vorwegnehmen, Hindernisse für den Verkehr und die
Vermarktung von Waren aus anderen Mitgliedstaaten, die ihre Produkte auf dem spanischen Markt verkaufen wollen.

MENGENMÄSSIGE BESCHRÄNKUNGEN UND MASSNAHMEN GLEICHER WIRKUNG

Die Beseitigung mengenmäßiger Beschränkungen und Maßnahmen gleicher Wirkung ist einer der Eckpfeiler des freien
Warenverkehrs, und der Gerichtshof der Europäischen Union hat im Urteil Cassis de Dijon den Grundsatz der
gegenseitigen Anerkennung von Rechtsvorschriften auch im nicht harmonisierten Bereich bekräftigt. Im harmonisierten
Bereich dürfen die Mitgliedstaaten nur gemäß Artikel 36 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union
(AEUV) von den Bestimmungen der Artikel 30, 34 und 35 abweichen und sind daher durch die Grundsätze der
Nichtdiskriminierung, der Notwendigkeit, der Verhältnismäßigkeit (einschließlich der Angemessenheit) und der
Einheitlichkeit geleitet und beschränkt.

Maßnahmen gleicher Wirkung gelten als gegeben, wenn sich die restriktiven Maßnahmen auf Elemente beziehen, die
nicht mit der Ware selbst in Zusammenhang stehen. Obwohl der Begriff in den Verträgen nicht definiert ist, wurde er uns
in der Richtlinie 70/50/EWG gegeben, wo er sich auf „Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften oder auch
Anreize, die ein Hindernis für Einfuhren darstellen, die ohne sie stattfinden könnten, oder die Einfuhren teurer oder
schwieriger machen als den Absatz der inländischen Produktion“ bezieht.

Ähnlich dazu wird auf die Verordnung (EG) Nr. 764/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 zur
Festlegung von Verfahren im Zusammenhang mit der Anwendung bestimmter nationaler technischer Vorschriften für
Produkte, die in einem anderen Mitgliedstaat rechtmäßig in Verkehr gebracht worden sind, und zur Aufhebung der
Entscheidung Nr. 3052/95, verwiesen. Ihr vierter Erwägungsgrund soll als Leitfaden für die ordnungsgemäße Anwendung
des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung durch die Mitgliedstaaten dienen, insbesondere in nicht harmonisierten
Bereichen (zweiter Erwägungsgrund), und auf Fälle eingehen, in denen es in „Ermangelung harmonisierter
Rechtsvorschriften geschehen kann, dass die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten unzulässige Hindernisse für den
freien Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten errichten“, wenn sie auf Produkte, die in anderen Mitgliedstaaten
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rechtmäßig in den Verkehr gebracht worden sind, technische Vorschriften mit Merkmalen anwenden, die diese Produkte
besitzen müssen; dazu gehören auch Vorschriften in Bezug auf Bezeichnung, Form, Größe, Gewicht, Zusammensetzung,
Aufmachung, Etikettierung und Verpackung der betreffenden Produkte. Die Anwendung solcher Vorschriften auf
Produkte, die in einem anderen Mitgliedstaat rechtmäßig in den Verkehr gebracht worden sind, kann gegen die Artikel 28
und 30 des Vertrags verstoßen, selbst dann, wenn sie unterschiedslos für alle einschlägigen Produkte gelten.

Es ist daher klar, dass die Verordnung (EG) Nr. 764/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008
auf Verwaltungsentscheidungen anwendbar ist, die auf der Grundlage einer technischen Vorschrift an die
Wirtschaftsteilnehmer gerichtet werden und sich auf ein Produkt beziehen, das in einem anderen Mitgliedstaat
rechtmäßig in Verkehr gebracht wurde, wenn diese Entscheidungen als direkte oder indirekte Folge insbesondere das
Verbot des Inverkehrbringens dieses Produkts und die Rücknahme dieses Produkts vom Markt haben.

In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen gibt Portugal im Rahmen der Notifizierung TRIS 2025/0311/ES eine
ausführliche Stellungnahme zu dem vorgeschlagenen Königlichen Dekret ab, da es der Auffassung ist, dass die
Grundsätze der Verträge aufgrund des Verstoßes gegen das europäische Sekundärrecht und der Einführung von
mengenmäßigen Beschränkungen und gleichwertiger Maßnahmen nicht eingehalten werden.

**********
Europäische Kommission
Allgemeine Kontaktinformationen Richtlinie (EU) 2015/1535
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